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Liebe Mitglieder, Freundinnen und Freunde des 
Aktiven Museums,

Am 9. November 2020 stand ich, wie viele andere 
auch, im unwirklichen Halbdunkel des Novemberabends 
am Gedenkort Levetzowstraße. Mich bewegte nicht 
nur die Veranstaltung an sich, sondern auch der Um-
stand, dass die Polizei die zweite Fahrbahn absperren 
musste, um Platz für uns zu schaffen. Da wurde mir 
erneut bewusst, wie wichtig Gedenkveranstaltungen 
nicht nur aus politischen Erwägungen heraus für unsere 
Gesellschaft, sondern eben auch auf der persönlichen 
Ebene für uns Teilnehmende sind. In Zeiten der pande-
miebedingt notwendigen Beschränkungen funktioniert 
Öffentlichkeit und Begegnung ja mittlerweile allzu oft 
nur noch per virtueller Zusammenkunft. Der Blick in 
die Augen der Anderen, das aufmunternde Nicken 
oder Lächeln fehlen.

Das Erinnern bleibt für unsere Gesellschaft und 
für unsere Arbeit zentral! Wir müssen uns – wie viele 
andere auch – der Herausforderung stellen, den Um-
ständen angemessene Formen für die Erinnerung und 
für das Gedenken zu finden. Ich freue mich sehr, dass 
wir uns diesen Fragen ab dem Frühjahr mit einer von 
der Kulturverwaltung uns überantworteten Koordinie-
rungsstelle Historische Stadtmarkierungen Berlin, die 
im Aktiven Museum eingerichtet werden wird, noch 
intensiver werden widmen können.

Als einen anderen künftigen Schwerpunkt unserer 
inhaltlichen Arbeit stellen Akim Jah, Silvija Kavcic und 
ich in diesem Rundbrief ein Projekt zur Erforschung der 
sogenannten Judenhäuser in Berlin vor – und laden 
zur Mitarbeit ein.

Stadtspaziergänge sind nicht nur für mich ein alt-
neues Hobby geworden. Unsere Praktikantin Christin 
Biege lädt uns zu einem historischen Entdeckungsgang 
durch das Bötzowviertel ein.

Aufbauend auf einen Vortrag, den er im Rahmen-
programm unserer Ausstellung „Ausgeblendet. Der 
Umgang mit NS-Täterorten in Ost- und West-Berlin“ im 

Rathaus Tiergarten gehalten hat, berichtet Yves Müller 
vom für die DDR-Erinnerungskultur so exemplarischen 
Gedenken an die „Köpenicker Blutwoche“ vom Juni 
1933 in den verschiedenen Phasen nach 1945.

Apropos Ausstellung: zwei unserer Wanderaus-
stellungen sind aufgrund der Situation nun schon eine 
ganze Weile auf verlorenem Posten: sie stehen jeweils 
noch bis zum Frühjahr aufgebaut in der Bastion Kron-
prinz der Zitadelle Spandau („Immer wieder. Extreme 
Rechte und Gegenwehr in Berlin seit 1945“) resp. im 
Betsaal der Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche („Aus-
geblendet“), aber können nicht besucht werden.

Ganz besonders froh bin ich, dass meine Vorgänge-
rin Christine Fischer-Defoy, die so lange dieses Editorial 
geschrieben hat, uns an ihren Recherchen zu Aktenma-
terialien zum Aktiven Museum beim Bundesbeauftrag-
ten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(BStU) teilhaben lässt.

Jens Schley berichtet abschließend über den von 
Lotte Tah und ihm organisierten fünften „Salon“ des 
Aktiven Museums, in dem sie sehr erfolgreich ein hy-
brides Modell der Zusammenkunft ausprobiert haben. 
Dafür bin ich den beiden sehr dankbar!

Ich wünsche uns allen, dass wir die Kraft und die 
Geduld finden, durch die vor uns liegenden Wochen 
zu kommen. Einer meiner Söhne sagte mir vorhin, dass 
die Tage ja schon wieder heller werden! In diesem Sinne 
ganz herzliche Grüße

Christoph Kreutzmüller 

Vorsitzender
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ferten Akten der Vermögensverwertungsstelle des 
Oberfinanzpräsidenten ergibt, dass der Koffer der 
1869 in Filehme geborenen Ricke (Recha) Flatauer 
gehört hatte. Auf ihrer kurz vor ihrer Deportation 
ausgefüllten Vermögenserklärung hatte die alte Dame 
angegeben, seit August 1939 zur „Untermiete“ in einem 
möblierten Zimmer der Sybelstraße 42 gewohnt zu 
haben.2 Nachdem Ricke Flatauer am 24. August 1942 
im Sammellager in der Großen Hamburger Straße 
eröffnet worden war, dass ihr (geringes) Vermögen als 
„volks- und staatsfeindlich“ eingezogen werden würde, 
war sie einen Tag später nach Theresienstadt deportiert 
worden.3 Dort wurde die Dreiundsiebzigjährige im 
Block 305 einquartiert. In Folge der katastrophalen 
Lebensumstände starb sie dort nach weniger als fünf 
Monaten, am 14. Januar 1943.4 Ihr Koffer wurde dann 
offenbar weitergegeben. Deshalb ist wohl auch der 
Nachname ausradiert worden. Wer den Koffer aber 
dann mit nach Auschwitz nahm, ist unbekannt.

Eine Auswertung der Transportlisten zeigt, dass 29 
Personen aus diesem Haus im damaligen Bezirk Charlot-
tenburg deportiert wurden. Die Stolpersteine-Initiative 
Charlottenburg-Wilmersdorf hat mit der Unterstützung 
engagierter Nachbarinnen und Nachbarn für 14 Per-
sonen Stolpersteine verlegt. Die hohe Zahl an Depor-
tierten weist darauf hin, dass sich in der Sybelstraße 
42 mehrere „Judenwohnungen“ befunden haben, 
in denen Jüdinnen und Juden vor ihrer Deportation 
konzentriert wurden.

Auch auffällig große Zahlen von deportierten Men-
schen aus anderen Häusern weisen darauf hin, dass es 
dort mehrere „Judenwohnungen“ gegeben, es sich 
mithin um sogenannte „Judenhäuser“ gehandelt hat. So 
wurden aus der Zehdenicker Straße 24/25 im Prenzlauer 
Berg insgesamt 27 Personen deportiert. Die Betroffenen 
waren hier teilweise nur wenige Monate wohnhaft, 
bevor sie verschleppt wurden.5 Eine „Judenwohnung“ 
bedeutete, dass mehrere Familien oder Einzelpersonen 
in einer Wohnung leben mussten. Sie waren entweder 
nach der erzwungenen Räumung ihrer alten Wohnung 
dorthin „vermittelt“ worden, oder mussten als Haupt-
mieter wohnungslos gewordene Untermieterinnen und 

„GRÖSSE DER WOHNUNG:  
1 LEERZIMMER“.

Eine Projektidee zu den „Judenwohnungen“ 
und „Judenhäusern“ in Berlin 1939-1945

Zu Anfang seiner Arbeiten für eine Fotodokumen-
tation des Mordes an den Jüdinnen und Juden aus 
Ungarn nahm der SS-Fotograf Bernhard Walter eine 
Serie von Fotos im Abschnitt „Kanada“ auf. In selbigem 
Komplex von sechs Gebäuden im Nordwesten des 
Stammlagers von Auschwitz wurden die Habseligkeiten 
der Häftlinge wie auch der Ermordeten sortiert. Elf 
der Bilder des Leiters des Erkennungsdienstes endeten 
in dem von ihm angefertigten Fotoalbum, das heute 
als „Lili-Jacob-Album“ oder gar „Auschwitz Album“  
bekannt geworden ist. Die Bilder zeigen, dass sich  
zwischen den überfüllten Baracken Kleidungsstücke  
aus den Krematorien wie auch Koffer und Bündel 
türmten. Ein Abgleich aller Inschriften ergibt, dass es 
sich hierbei um Gegenstände von Menschen handelte, 
die am 15. oder 16. Mai 1944 aus Theresienstadt nach 
Auschwitz-Birkenau verschleppt worden waren.1

Auf einem Koffer fällt die Aufschrift „Ricke/Sara/
Sybelstrasse 42“ sofort ins Auge. Ein Abgleich mit den 
im Brandenburgischen Landeshauptarchiv überlie-

16. oder 17. Mai 1944, Auschwitz
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Untermieter aufnehmen. In Berlin musste die Jüdische 
Gemeinde diese „Zusammenzüge“ organisieren. Das 
NS-Regime verfolgte damit zum einen das v.a. vom 
Generalbauinspekteur für die Reichshauptstadt (GBI) 
Albert Speer vorangetriebene Ziel, benötigten Wohn-
raum für die nichtjüdische Bevölkerung zu schaffen.6 
Zum anderen spiegelt die zwangsweise Unterbringung 
in „Judenwohnungen“ bzw. „Judenhäusern“ die im 
gesamten deutschen Herrschaftsbereich praktizierte 
Politik wider, Jüdinnen und Juden zu konzentrieren und 
sie dadurch von der restlichen Bevölkerung zu isolieren, 
bevor sie schließlich deportiert wurden.

Hans-Oskar Löwenstein de Witt, der in einer „Misch- 
ehenfamilie“ aufwuchs und daher nicht von einer 
Deportation erfasst worden war, beschrieb als Betrof-
fener die Situation in einer solchen Wohnung: „Wir 
wohnten damals Kurfürstendamm Ecke Waitzstraße 
in einem wunderbaren Altbau, in den typischen Kur-
fürstendammhäusern, es war eine riesen Wohnung, 
man kann sich heute kaum noch so etwas vorstellen, 
es gibt nur noch wenige Häuser, die so noch existieren 
[…]. Es war eine Wohnung mit 16 Zimmern, mit vier 
Toiletten und drei Badezimmern, also wirklich ganz 
groß hochherrschaftlich. Dann fing die Nazizeit an. Alle 
sogenannten deutschen oder ‚arischen‘ Familien ver-
ließen peu à peu dieses Haus und hinein kamen Juden  
[...]. In [unsere] Wohnung wurde dann pro Zimmer 
eine Familie ‘reingesetzt mehr oder weniger. Das war 
die schlimmste Zeit, auch wenn es 16 Zimmer waren. 
Wir waren im Ganzen 24 oder 25 Personen, das ist 
kein Unglück bei vier Toiletten, die es gab und bei drei 
Badezimmern, wo wir sowieso das Warmwasser nicht 
benutzen durften. Aber das wirklich Tragische war die 
Küche, denn es gab nur eine Küche, und es gab keinen 
Herd, die Herde waren ja den Juden weggenommen 
worden, man hatte nur zweiflammige Gasplatten, keinen 
Kühlschrank. […] Das heißt, es wurde dann genau ein-
geteilt, frühmorgens von fünf bis sechs darf Familie S. 
die Küche benutzen, von sieben bis acht Familie L., von 
acht bis neun sind wir dran, von neun bis zehn, dann 
haben die schon gemurrt, zehn Uhr, da sind wir doch 
schon längst auf der Arbeit und das geht nicht. Also das 
war wirklich katastrophal, war grauenvoll. […] Als die 

Deportationen begannen, wurden es immer weniger, 
da wurde mal diese Familie deportiert, mal diese Fami-
lie, und dann passierte plötzlich, daß alle Juden ‘raus 
waren und nur mein Vater, meine Mutter und ich, wir 
blieben ganz allein in dieser ehemals vollmöblierten 
16-Zimmer-Wohnung zurück. Aber jetzt war ja nichts 
mehr drin als nur die allerbilligsten Betten, Tische und 
Stühle, alles, was irgendwie wertvoll war, mußte man 
ja schon lange, lange vorher abgeben, das hatten die 
Nazis ja vorher alles beschlagnahmt. Jetzt saßen wir 
in diesen teilweise sehr großen Räumen, völlig leer 
mit drei Stühlen und zwei Holzpritschen [...]. Es kam 
‘raus, daß wir ganz alleine als ‚Mischehe‘ diese riesen 
Wohnung hatten, allerdings ging das auch nicht sehr 
lange, denn dieses Haus wurde Mitte 1943 von einer 
Bombe getroffen und brannte dann vollständig runter.“7

Auch wesentlich kleinere Wohnungen fungierten als 
„Judenwohnungen“. So mussten in den 3-Zimmer-Woh-
nungen des Hauses in der Zehdenicker Straße 24/25 
jeweils mehrere Familien wohnen. Darunter befand sich 
das Ehepaar Adolf und Resi Weinberg mit ihrem Sohn 
Wolf, das seit November 1941 in einer Wohnung im 
zweiten Stock lebte. Die Familie wurde in der dritten  
Januarwoche 1943 von der Gestapo abgeholt, nach 
Auschwitz deportiert und dort ermordet.8 In der „Ver-
mögenserklärung“, die Adolf Weinberg im Sammellager 
in der Großen Hamburger Straße ausfüllen musste, gab 
er bei „Größe der Wohnung“ „ein Leerzimmer“ an. 
Bis auf ein paar Möbelstücke, die ebenfalls aufgelistet 
waren, war ihnen bereits vor ihrer Deportation kaum 
etwas geblieben.9

Trotz vorliegender Recherchen zu einzelnen Bio-
grafien und Häusern sowie der grundlegenden Mono-
grafie von Susanne Willems über die von Albert Speer 
betriebene Politik der Wohnungsräumungen und der 
Vorgehensweise dabei fehlt bislang eine Übersicht 
der sich in Berlin befunden habenden „Judenhäuser“. 
Auch die Praxis der Einweisung in diese Häuser, die 
durchschnittliche Länge des Aufenthalts darin, die 
damit einhergehende Fluktuation sowie die Auswahl 
sowohl der Betroffenen als auch der Gebäude bzw. Teile 
davon stellen nach wie vor Forschungsdesiderate dar.
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Hier setzt das geplante Projekt des Aktiven Mu-
seums und der Koordinierungsstelle Stolpersteine 
Berlin mit dem Ziel an, die „Judenwohnungen“ und 
„Judenhäuser“ in Berlin zu erforschen und zu doku-
mentieren. Auf der Forschungsliteratur sowie auf be-
kannte einschlägige Quellen aufbauend, sichten zwei 
Studierende gerade (soweit dies während der Pandemie 
möglich ist) die wichtigen Bestände in verschiedenen 
Archiven. Im nächsten Schritt und sobald dies wieder 
möglich sein wird, sollen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler sowie andere Interessierte im Rah-
men eines Workshops zu einem Austausch eingeladen 
werden. Dann kann gemeinsam entschieden werden, 
wie wir weiter verfahren, ob wir einen Projektantrag 
stellen und eine Ausstellung und/oder ein reines (digi-
tales) Dokumentationsprojekt anstreben. Wie immer 
sind alle Interessierten aus unserem Mitgliederkreis 
und befreundeten Umwelt sehr willkommen, sich bei 
diesem geplanten Projekt einzubringen.

Akim Jah, Silvija Kavcic und Christoph Kreutzmüller 

Dr. Akim Jah, Mitglied des Aktiven Museum, ist seit 2015 wissen-

schaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Forschung und Bildung 

der Arolsen Archives – International Center on Nazi Persecution

Dr. Silvija Kavcic leitet seit 2012 die Koordinierungsstelle Stolper-

steine Berlin im Aktiven Museum

Dr. Christoph Kreutzmüller ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz 

und seit 2017 Vorsitzender des Aktiven Museums

	 1)	 Tal Bruttmann / Stefan Hördler / Christoph Kreutz-

müller: Die fotografische Inszenierung des Verbrechens. 

Ein Album aus Auschwitz, Darmstadt 2020, S. 241-250

	 2)	 Vermögenserklärung Ricke Flatauer im Brandenbur-

gischen Landeshauptarchiv Potsdam, BLHA Rep. 36 A (II), 

Nr. 9320

	 3)	 https://www.bundesarchiv.de/gedenkbuch, aufgeru-

fen am 26.11.2020

	 4)	 Todesfallanzeige, Ricke Flatauer, 14. Januar 1943, 

https://www.holocaust.cz/en/database-of-digitised- 

documents/document/92212-flatauer-ricke-death- 

certificate-ghetto-terezin, aufgerufen am 12.7.2019

	 5)	 vgl. Akim Jah: „Die bewohnten Wohnungen sind 

geräumt und versiegelt.“ Die Deportation der Jüdinnen 

und Juden aus Berlin in den Jahren 1941 bis 1945, in: Ali-

na Bothe / Gertrud Pickhan (Hg.): Ausgewiesen! Berlin, 

28.10.1938. Die Geschichte der „Polenaktion“, Berlin 2018, 

S. 212-221

	 6)	 Susanne Willems: Der entsiedelte Jude. Albert Speers 

Wohnungsmarktpolitik für den Berliner Hauptstadtbau, 

Berlin 2000

	 7)	 Hans-Oskar Löwenstein de Witt (1926-2004) 1995 

in einem Zeitzeugengespräch mit Akim Jah und Hans-

Werner Erhardt

	 8)	 vgl. Fußnote 5

	 9)	 Vermögenserklärung Adolf Weinberg im Brandenbur-

gischen Landeshauptarchiv Potsdam, BLHA Rep. 36 A (II) 

Nr. 39277



AKTIVE SMUSEUM    MITGLIEDERRUNDBRIEF NR. 84 · Januar 2021

–  6  –

K
ar

te
: B

et
ti

na
 K

ub
an

ek

Tram

BUS

BUS

3

4

5

7

8

10

6

2

1

9

N S

O
W

Kniprodestr.

Margarete-Sommer-Str.

DANZI
GER S

TR
.

GREIFSWALDER STR.

Pa
st

eu
rs

tr. Li
se

lo
tte

-H
er

rm
an

n-
St

r.

Jo
hn

-S
ch

eh
r-S

tr.

Huf
el

an
ds

tr.

Virc
howstr.

Kä
th

e-
Ni

ed
er

ki
rc

hn
er

-S
tr.

M
ar

ie
nb

ur
ge

r S
tr.

Ch
ris

tb
ur

ge
r 

St
r.

Die
tri

ch
-B

on
ho

ef
fe

r-S
tr.

Hans-Otto-Str.

Hans-Otto-Str.

Bötzowstr.

Esmarchstr.

Am
 Friedrichshain

Am
 Friedrichshain

Volkspark
Friedrichshain

Arnswalder 
Platz

Werneuchener 
Wiese

Volkspark
Friedrichshain

K N I P R O D E S T R . /
D A N Z I G E R  S T R .

Tram

H U F E L A N D -
S T R .

B Ö T Z O W S T R .

A M  F R I E D R I C H S H A I N /
H U F E L A N D S T R .



AKTIVE SMUSEUM    MITGLIEDERRUNDBRIEF NR. 84 · Januar 2021

–  7  –

DURCH DAS BÖTZOWVIERTEL 

Ein historischer Rundgang zu Gedenktafeln, 
Stolpersteinen und anderen Erinnerungszeichen 
an die Zeit des Nationalsozialismus

Startpunkt ist die Werneuchener Wiese auf Höhe der 

Kreuzung Kniprodestraße / Pasteurstraße. Unweit 

befinden sich die Bushaltestelle ‚Am Friedrichshain / 

Hufelandstraße‘ (Bus 200) und die Tram- und Bus- 

haltestelle ‚Kniprodestraße / Danziger Straße‘. 

Eingerahmt zwischen der Danziger Straße, der  
Margarete-Sommer-Straße, einem Teil der Virchow- 
straße und der Kniprodestraße standen bis 1945, auf 
der heutigen Werneuchener Wiese, ebenfalls Wohnhäu-
ser. Das Bötzowviertel war zu jener Zeit ein typisches 
Berliner Arbeiterviertel. Als in den letzten Tagen des 
Zweiten Weltkrieges die Rote Armee in Berlin einrückte, 
wurden die Häuser von der SS geräumt und zerstört, 
und zwar, um das Schussfeld der beiden Hochbunker, 
die unweit im Volkspark Friedrichshain standen, zu 
vergrößern. 

Mit der Werneuchener Wiese im Rücken führt der 

Weg über die Kniprodestraße in die Pasteurstraße. 

Die Gedenktafel für Maria und Bruno Stein ist auf der 

linken Straßenseite im Eingang der Hausnummer 42 

angebracht.

MARIA KUSCHKE wurde am 2. August 1889 in 
Berlin geboren. Ihr späterer Ehemann BRUNO STEIN 
kam am 8. März 1888 in Brandenburg-Görden zur 
Welt. Sie lernten sich in Berlin kennen und heirateten 
im Februar 1931. Neben ihrer gemeinsamen Wohnung 
eröffnete Bruno Stein sein Elektrogeschäft, unter an-
derem spezialisiert auf Radiogeräte. Seine Tätigkeiten 
als Organisatorischer Leiter der KPD in Moabit und 
als Bezirksverordneter im Bezirk Tiergarten spielten 
hierbei auch eine wichtige Rolle: Das Ehepaar Stein 
gebrauchte nämlich die technischen Möglichkeiten, um 
Nachrichten der KPD ins Ausland zu senden oder zu 
empfangen. Weiterhin nutzten sie die Räumlichkeiten 
des Geschäfts, um Notleidenden und Verfolgten mit 
Unterkünften und Verpflegung zu helfen.

1943 waren die Beiden an einer Aktion beteiligt,  
bei der der Fallschirmspringer Josef Weingart an 
der polnischen Grenze absprang. Sein Auftrag war 
es, Kontakt zu den deutschen Widerstandskämpfern 
herzustellen. Wichtige Unterstützung bekamen sie 
von dem jüdischen Arzt Dr. Hans Landshut aus der 
benachbarten Bötzowstraße. Sie alle verhalfen dem 
Fallschirmspringer zu einem Unterschlupf und gaben 
weitere Hilfestellung bei der Erfüllung seines Auftrages. 
Doch die Aktion wurde aufgedeckt und Josef Wein-
gart ein paar Wochen nach seinem Absprung von der 
Gestapo verhaftet. Gegen die Eheleute Stein wurde 
nach der Verhaftung am Volksgerichtshof ermittelt. 
Die Ermordung Brunos wurde am 30. Mai 1944 im 
Zuchthaus Brandenburg vollzogen. Am 18. August 1944 
wurde Maria im Zuchthaus Plötzensee hingerichtet.

Von der Gedenktafel aus führt der Weg entlang der 

Pasteurstraße und dann rechts durch die Hans-Otto- 

Straße in Richtung Danziger Straße. 

Der Schauspieler HANS OTTO wurde am 10. Au-
gust 1900 in Dresden geboren. Seine Schauspielkar- 
riere führte ihn über die Stationen Gera und Hamburg 
schließlich nach Berlin, wo er in den 1920er-Jahren Mit-
glied des Ensembles des Deutschen Schauspielhauses 
war. Mit der Machtübernahme Hitlers weiteten sich 
die Diskriminierungen und Einschränkungen auch in 

1

2Die Kniprodestraße mit Blick in die Pasteurstraße, um 1910
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aus dem Fenster geworfen. Im Krankenhaus erlag er 
am 24. November 1933 seinen Verletzungen. Sein Tod 
erregte starke Empörung im Inland und im Ausland.

Seine Grabstelle ist auf dem Wilmersdorfer Wald-
friedhof Stahnsdorf zu besichtigen. Das Land Berlin hat 
die Verantwortung für die Ruhestätte in Form eines 
Ehrengrabs übernommen.

Quer über einen zentralen Platz des Viertels, den 

Arnswalder Platz, verläuft der Weg am Stierbrunnen 

vorbei in die Bötzowstraße. Der von Hugo Lederer 

entworfenen Brunnen bildet seit 1934 das Zentrum 

des nach Entwürfen des Landschaftsgärtners Hermann 

Mächtig zwischen 1900 und 1904 angelegten Platzes. 

Die Benennung des Arnswalder Platzes änderte sich 
bis heute einige Male. So trug der Platz ab 1937 den Na-
men Hellmannplatz, benannt nach dem SA-Scharführer 
Fritz Hellmann, der bei politischen Auseinandersetzungen 
vor der Reichspräsidentenwahl 1932 ums Leben kam. 
1947 bekam der Platz seinen ursprünglichen Namen 
zurück. Ab 1974, als viele Straßen des Viertels umbe- 
nannt wurden, blieb der Platz ohne Namen, weil nach 
Einschätzung des damaligen Magistrats keine „postalische 
Notwendigkeit“ für eine Benennung vorlag. Erst seit 
1995 heißt der Platz wieder Arnswalder Platz.

Nach der Platzüberquerung folgt der Weg der Bötzow- 

straße Richtung Danziger Straße.

Die Bötzowstraße hat, wie das gesamte Viertel, 
ihren Namen der Bürgerfamilie Bötzow zu verdanken, 
bekannt durch die 1864 gegründete Bötzow-Brauerei 
in der Prenzlauer Allee und ihren Großgrundbesitz in 
Berlin. Julius Bötzow (1811-1873) legte die Bötzowstra-
ße selbst an. Ihre offizielle Benennung erfolgte dann 
1901, wie für den Großteil der Straßen im Viertel.

Auf der Wohnhausseite fast an der Ecke Danziger Straße 

ist der Stolperstein für Dr. Hans Salomon Landshut ver-

legt. Der Eingang der Hausnummer 53 ist zur Hofinnen-

seite gerichtet. Der Stolperstein selbst befindet sich aber 

auf dem Bürgersteig zur Straße.

der Theaterszene aus. Schauspieler, die die Gesinnung 
des NS-Regimes nicht teilten oder sich gar offen gegen 
sie aussprachen, wurden ausgeschlossen. Das betraf 
insbesondere Schauspieler mit kommunistischer Ein-
stellung, wie Hans Otto. Als bekennendes Mitglied der 
KPD verlor er 1933 sein Engagement in Berlin.

Hans Otto hatte den Vorsitz des Ortsverbands 
Deutscher Bühnengenossenschaften inne und bot 
anderen Betroffenen aus der Theaterszene seine Unter-
stützung an. Trotz der Drohungen und der sich weiter 
zuspitzenden politischen Situation in Deutschland 
lehnte er eine Flucht ins Ausland ab. Noch im gleichen 
Jahr, am 14. November 1933, wurde Hans Otto von 
der SA verhaftet und tagelang in verschiedenen SA-Ver-
hörstätten in Berlin schlimm gefoltert. Seine letzten 
beiden Aufenthaltsorte waren das Gestapo-Haupt-
quartier in der Prinz-Albrecht-Straße und der Sitz der 
Gestapo-Gauleitung in der Voßstraße. Hier wurde er 

Hans Otto
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DR. HANS SALOMON LANDSHUT wurde am  
14. Februar 1897 in Neumark, damaliges Westpreußen, 
geboren. Nach dem Abitur meldete er sich 1914/15 
zum Militärdienst. Nach dem Ende des Krieges ging er 
nach Heidelberg, um dort Medizin zu studieren, und 
wurde 1923 als praktischer Arzt zugelassen. 

Die geopolitischen Veränderungen, die sich nach 
1918 manifestierten, ließen den Rest der Familie Lands-
hut nach Berlin umziehen: laut Versailler Vertrag ge-
hörte Neumark nämlich fortan zu Polen. Der Vater 
Joseph, ursprünglich Tischler mit eigener Sägemühle, 
war nun als Holzgroßhändler tätig, Hans‘ Schwester 
Rosa als Krankenschwester. 

Ins Bötzowviertel, in die Pasteurstraße 11, zog Hans 
Landshut 1928. Hier lernte er auch die gebürtige Berli-
nerin Bertha Alice Dehlen kennen und heiratete sie im 

3

Arnswalder Platz mit dem Stierbrunnen, Juni 1937

Straßenschild Bötzowstraße / Elbinger Straße  
(heute Danziger Straße), um 1940
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Universität verwiesen wurde. Politisch aktiv war sie 
im geheimen militärischen Apparat der KPD. Ihren 
Unterhalt verdiente sie sich derweil als Kindermäd-
chen. 1934, als ihr Sohn WALTER zur Welt kam, zog sie 
zurück zu ihrer Familie nach Stuttgart, wo sie Walter 
untergebracht wusste. Liselotte konnte so dort Kurier- 
und Schreibarbeiten und weitere Tätigkeiten für den 
Widerstand in der KPD übernehmen. Am 7. Dezember 
1935 wurde sie verhaftet und am 12. Juni 1937 zum 
Tode verurteilt. Das Urteil wurde am 20. Juni 1938 in 
Plötzensee durch die Enthauptung der jungen Mutter 
vollstreckt. Bis zuletzt hatten sich nicht nur ihre Mutter, 
sondern auch viele andere aus dem In- und Ausland 
für ihre Begnadigung eingesetzt.

Jetzt geht es links die Straße entlang bis zur Ecke 

Hans-Otto-Straße und dann rechts bis zur Hufeland-

straße. Hier geht es links bis zur Hausnummer 39, wo 

sich die Gedenktafel für Willy Schneider befindet.

August 1932. Gemeinsam bezogen sie die Wohnung in 
der Bötzowstraße 53. Ein Jahr später, am 25. August 
1933, kam ihre Tochter Lilly zur Welt. Seine Praxis lag 
bis 1937 in der benachbarten Pasteurstraße 20. Erst 
ab 1937 verlegte Hans Landshut diese ebenfalls in die 
Bötzowstraße. Als jüdischem Arzt war ihm ab Novem-
ber 1933 die Kassenzulassung entzogen worden. Die 
beruflichen Verbote weiteten sich aus: 1938 wurde ihm 
die Approbation gänzlich verweigert. Wie alle Ärzte 
jüdischen Glaubens durfte er daraufhin als „Kranken-
behandler“ ausschließlich jüdische Patientinnen und 
Patienten versorgen.

Die Verfolgung hielt Hans und seine Frau Bertha 
nicht ab, sich aktiv im Widerstand zu betätigen. Die 
gemeinsame Beteiligung an der Aktion mit Fallschirm-
springer Josef Weingart fand bereits weiter oben Er-
wähnung. Am 7. Mai 1943 wurde Hans Landshut von 
der Gestapo abgeholt und in die Prinz-Albrecht-Straße 
gebracht. Von dort wurde er nach ein paar Wochen in 
das Polizeipräsidium am Alexanderplatz verlegt und 
vom Alexanderplatz ohne Gerichtsverfahren am 18. 
Mai 1944 in das KZ Lieberose, ein Nebenlager des 
Konzentrationslagers Sachsenhausen, deportiert und 
dort am 3. Oktober 1944, 47 Jahre alt, ermordet.

Seine Schwester Rosa konnte mit ihrer Familie aus 
Deutschland fliehen: 1940/41 reisten sie über Schweden 
ins japanische Kobe und weiter nach Seattle, später 
nach Chicago. Hans‘ Frau Bertha und die Tochter Lilly 
überlebten in Berlin.

Der Weg folgt der Bötzowstraße nun südwestwärts 

bis zur Kreuzung Liselotte-Herrmann-Straße, wo wir 

unsere Aufmerksamkeit der Namenspatronin schen-

ken wollen.

LISELOTTE HERRMANN wurde am 23. Juni 1909 
als Tochter eines Ingenieurs geboren. Sie studierte von 
1929 bis 1931 Chemie in Stuttgart und begann 1931 
das Studium der Biologie in Berlin. Noch im gleichen 
Jahr wurde sie Mitglied der KPD und unterstützte den 
„Roten Studentenbund“. Ihre politische Gesinnung 
war auch der Grund, weshalb sie dann der Berliner 

4

Liselotte Herrmann, um 1934
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In der Silvesternacht von 1930/31 kam es zu einem 
tödlichen Aufeinandertreffen von Angehörigen des 
„Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold“ mit SA-Männern hier 
in der Hufelandstraße 31 (heute 39). WILLY SCHNEIDER 
feierte mit seinem Freund Fritz Wegner, dessen Bruder 
Rudi Wegner und einigen Genossen bei seinen Eltern in 
deren Zigarettenladen samt zugehöriger Wohnung. Nach 
Mitternacht wurden die jungen Männer aufmerksam 
auf einige SA-Männer auf der Straße und eilten hinaus. 
Die Genossen wurden angegriffen und setzten sich 
daraufhin zur Wehr. Etwas später löste sich die Situation 
auf und sie kehrten zum Geschäft der Eltern zurück. In 
der Zwischenzeit hatte sich ein SA-Mann Eintritt in die 
Wohnung der Eltern verschafft. Der SA-Sturmbannführer 
Rudolf Becker schoss dann auf Willy, welcher noch in 
der Nacht im Krankenhaus Friedrichshain seinen Ver-
letzungen erlag. Kurz darauf wurde vor dem Geschäft 
der Reichsbanner-Angehörige Herbert Graf mit einem 
gezielten Kopfschuss getötet. Die beiden Morde erregten 
große Aufmerksamkeit. Für die Nachbarschaft im Böt-
zowviertel war bedeutsam, dass der Mörder von Willy 
Schneider aus der direkten Nachbarschaft stammte, er 
wohnte nämlich „Am Friedrichshain“. Die Trauerfeier 
für Willy Schneider und der anschließende Trauerzug 
vom Saalbau im Friedrichshain zum Krematorium im 
Wedding wurde von rund 1.000 Menschen begleitet.

Der Weg führt nun zurück zur Kreuzung Hans-Otto- 

Straße und dann weiter entlang der Hufelandstraße bis 

ganz zur Greifswalder Straße. Hier befindet sich rechts 

vor dem Eingang der Hausnummer 33 die Stolpersteine  

für Isaak und Goldine Klotzer.

Dr. ISAAK KLOTZER wurde am 11. Juli 1876 im ober-
schlesischen Beuthen (heute polnisch: Bytom) geboren. 
Er studierte in Berlin Medizin und approbierte 1902. Ab 
1914 diente er an der Front in Frankreich und Belgien. 
Nach Kriegsende wurde er mit der Roten Kreuz-Me-
daille und dem Schlesischen Bewährungsabzeichen 
geehrt. Nach der Rückkehr nach Berlin praktizierte er 
weiter als Arzt und musste die berufliche Entrechtung 
in der Zeit des Nationalsozialismus bis zum Entzug der 
Approbation im September 1938 erleben. Bis 1942 ging 
er dann der Tätigkeit eines Krankenbehandlers nach.

Seine Schwester GOLDINE war für Isaak in all‘ 
den Jahren immer eine große Unterstützung, auch im 
Haushalt. Sie wurde am 26. September 1942 mit dem 
„20. Osttransport“ nach Raasiku bei Reval gebracht 
und dort ermordet. Nur kurze Zeit später erhielt auch 
Isaak seinen Deportationsbescheid. Er wurde in eines 
der Sammellager in Berlin gebracht und von dort am 
3. Oktober 1942 mit dem „3. Großen Altentransport“ 
nach Theresienstadt deportiert, wo er wenige Monate 
später starb.

Mit Blick auf den Fernsehturm am Alexanderplatz 

führt der Weg die Greifswalder Straße hinunter in 

Richtung Käthe-Niederkirchner-Straße, die seit 1974 

nach einer kommunistischen Widerstandkämpferin 

benannt ist.

Die Familie NIEDERKIRCHNER kam aus Ungarn 
nach Deutschland. Der Vater, im Ersten Weltkrieg 
eingezogen, kam in Kriegsgefangenschaft, in dessen 
Folge er seine politische Einstellung maßgeblich zum 
Kommunismus änderte. Im Laufe seiner Parteikar-
riere zählte er ab 1927 zu den Vertrauten von Ernst 
Thälmann und war Mitglied im Zentralkomitee. Seine 
ideologische Einstellung prägte auch seine Kinder, 
und so engagierten sich KÄTHE und Paul ebenfalls in 
kommunistischen Kreisen: Bereits in jungen Jahren 
war Käthe Mitglied des KJVD und engagierte sich im 
Arbeitersportverein „Fichte“.

6
7
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Stolpersteine für Isaak und Goldine Klotzer
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Bei ihren Aktivitäten mussten die Niederkirchners 
Rücksicht drauf nehmen, dass sie immer noch unga-
rische Staatsbürger waren und jederzeit ausgewiesen 
werden konnten. Im Jahr 1932 kam es dann tatsächlich 
dazu, dass Käthe bei einem Vortrag verhaftet wur-
de. Die Familie siedelte daraufhin in die Sowjetunion 
um. Ihre politische Arbeit setzte Käthe hier fort und 
verdiente sich im Übrigen ihren Lebensunterhalt als 
gelernte Schneiderin. Während des Krieges entschied 
sich Käthe, einen gefährlichen Auftrag anzunehmen: 
Sie sprang am 7. Oktober 1943 mit einem Fallschirm 
über Deutschland ab. Der Auftrag lautete, Kontakt zu 
Berliner Kommunisten aufzubauen. Doch die Aktion 
scheiterte und sie wurde auf dem Weg nach Berlin 
verhaftet. Ein Jahr lang wurde sie verhört und gefoltert 
und überlebte in der Zeit einen Selbstmordversuch. 
1944 wurde sie in das Frauen-Konzentrationslager 
Ravensbrück verschleppt und dort in der Nacht vom 
27. auf den 28. September erschossen.

Es geht jetzt ein Stück die Käthe-Niederkirchner- 

Straße hinauf. Auf der linken Straßenseite, im Eingang 

der Hausnummer 35, befindet sich der nächste Erinne- 

rungspunkt des Rundgangs.

Gegenüber dem aktiven Klingelboard befindet sich 
das „Stumme Klingeltableau der Kaethe35“. „Ruhet 
in Frieden“ lautet die Inschrift auf dem in Messing 
gehaltenen Klingelschild. 40 Familiennamen mahnen als 
Erinnerung an die 83 jüdischen NS-Opfer, die für dieses 
Haus bisher recherchiert wurden. Sie alle hatten hier 
ihre letzte Meldeadresse, bis sie entweder deportiert 
wurden, flüchteten oder den Freitod wählten.

Der Architekt Simon Lütgemeyer wohnt mit sei-
ner Familie seit vielen Jahren in dem Haus und ist der 
Urheber des „Stummen Klingeltableaus“. Durch die 
Verlegung von Stolpersteinen vor einem Haus in der 
Nachbarschaft wurde er aufmerksam und begann die 
Geschichte seines Hauses zu erforschen. ISIDOR LEWY, 
am 19. Mai 1859 in Bojanowo (Kreis Kröben) geboren, 
war Fabrikant für Kinderkleidung und erwarb das Haus 
in der damaligen Lippehner Straße 35 im Jahr 1905. 
Ab 1916 wohnte er mit seiner Familie auch dort. Als er 

am 5. Mai 1936 verstarb, ging das Haus an seine Frau 
LINA, geboren am 19. Juni 1875 in Posen (Pozna ́n), 
über. 1939 wurde sie im Rahmen der NS-Zwangsmaß-
nahmen gegen Jüdinnen und Juden dazu genötigt, das 
Haus für einen viel zu niedrigen Erlös zu verkaufen und 
verlor somit ihr Eigentum. Sie blieb mit ihren beiden 
Töchtern aber bis zur Deportation im Haus zur Miete 
wohnen. Das Haus wurde in diesen Jahren zunehmend 
mit jüdischen Menschen belegt, die hier auf engsten 
Raum untergebracht waren.

Lina Lewy selbst wurde am 3. Oktober 1942 mit dem 
„3. Großen Alterstransport“ nach Theresienstadt de-
portiert und verstarb dort am 23. November 1942. Ihre 
Töchter HILDEGARD und CHARLOTTE leisteten verord-
nete Zwangsarbeit in Berlin, bis sie am 27. und 28. Febru-
ar 1943 in ein Sammellager gebracht wurden. Von dort 
aus wurde Hildegard im Rahmen der „Fabrik-Aktion“  

8

 „Stummes Klingeltableau“ im Eingang der Käthe-Niederkirchner- 
Straße 35
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am 1. März 1943 mit dem „31. Osttransport“ und Char-
lotte am darauffolgenden Tag mit dem „32. Osttrans-
port“ nach Auschwitz deportiert. Beide Schwestern 
sind wohl direkt nach ihrer Ankunft ermordet worden. 
Während Hildegard unverheiratet geblieben war, war 
Charlotte seit Ende der 1920er-Jahre mit dem Magis-
tratsrat MAX GOSSELS verheiratet gewesen. Die Ehe 
wurde aber 1936 geschieden und Charlotte zog mit 
ihren beiden Söhnen PETER, geboren am 11. August 
1930, und WERNER, geboren am 23. Juli 1933 zu ihrer 
Mutter und ihrer Schwester. Aufgrund der zuneh-
menden Verschlechterung der Lebensumstände flohen 
die beiden Kinder am 4. Juli 1939 nach Chabannes in 
Frankreich. Am 9. September 1941 bestiegen sie das 
Flüchtlingsschiff „Serpa Pinto“ mit Destination New 
York. Peter Gossels lebte als Anwalt mit seiner Familie 
in Boston und verstarb dort am 25. Oktober 2019. Sein 
Bruder Werner Gossels lebt bis heute in der Nähe von 
Boston. Der Vater der beiden, Max Gossels, konnte 
im Jahre 1939 ebenfalls fliehen; über Antwerpen und 
Frankreich gelangte er schließlich 1942 nach Caracas 
in Venezuela.

Die Entscheidung für das Klingeltableau als Erin-
nerungszeichen traf Simon Lütgemeyer in Rücksprache 
mit den beiden Brüdern Peter und Werner Gossels, 
nachdem mit beiden im Laufe der Recherche eine 
persönliche Beziehung entstanden war. Die Brüder 
waren auch anwesend, als das Tableau am 12. Mai 
2019 feierlich zusammen mit der Hausgemeinschaft 
eingeweiht wurde.

Weiter geht der Weg in Richtung Bötzowstraße und 

dann an der Kreuzung rechts. Auf der linken Straßen- 

seite liegen vor der Hausnummer 10 die Stolpersteine 

für die Familie Jaskulski.

EUGEN JASKULSKI, geboren am 29. Oktober 
1904 in Berlin, wohnte hier mit seiner Frau ERNA HIL-
DEGARD und seiner Tochter EDITH KLARA. Eugen 
schloss eine Ausbildung zum Zahntechniker ab. Eine 
Erkrankung der Augen verhinderte jedoch, dass er den 
Beruf ausüben konnte. So entschied er sich 1927, das 
Käsegeschäft seiner Großmutter mütterlicherseits zu 

übernehmen. Erna Manneberg, geboren am 11. Januar 
1900 in Köln, lernte Eugen ein paar Jahre später kennen. 
Von ihr ist nur bekannt, dass sie in den 1910er-Jahren 
nach Berlin kam, hier ihre Textillehre abschloss und 
danach als Schneiderin arbeitete. 1931 heirateten die 
beiden. Am 5. April 1932 kam ihre gemeinsame Tochter 
Edith zur Welt.

Eugen erfuhr in den folgenden Jahren zunehmende 
Diskriminierungen und Anfeindungen, die ihn in letz-
ter Konsequenz dazu zwangen, seinen Käsestand am 
Alexanderplatz aufzugeben. Als Ausweichmöglichkeit 
mietete er sich ein Lager am heutigen „Platz der Ver-
einten Nationen“ und belieferte Warenhäuser und 
Geschäfte rund um den Alexanderplatz mit seinem 
Käse. Privat verlegte die Familie 1934 ihren Wohnsitz 
in die Landsberger Straße 108 (heute Mollstraße).  
Etwas später musste er sein Käsegeschäft aufgrund der 
verhängten Zwangsmaßnahmen komplett aufgeben. 
Kurz darauf bezogen die Jaskulskis 1937 ihre Wohnung 
in der Bötzowstraße 10.

Am 24. Oktober 1941 wurden Eugen, Erna und 
Edith mit dem „2. Osttransport“ über Grunewald 
ins Ghetto Litzmannstadt (Lodz) und von dort sechs 
Monate später weiter ins Vernichtungslager Kulmhof 
(Chełmno) gebracht, wo sie wohl gleich nach der An-
kunft getötet wurden. Die Tochter Edith Klara wurde 
also 10 Jahre alt.

Die Route führt weiter in Richtung Volkspark Fried-

richshain, bis zum Ende der Bötzowstraße. Links he-

rum geht es Am Friedrichshain zur Hausnummer 14, 

wo als letzter Erinnerungspunkt des Rundgangs der 

Stolperstein für Georg Stolt liegt.

Hier war der bekannte Politiker GEORG STOLT 
wohnhaft. Ursprünglich am 22. November 1879 in 
Hamburg geboren, erlernte er dort den Beruf des Zim-
merers und engagierte sich ab 1900 im Zentralrat der 
Zimmerleute. Sein weiterer Weg brachte ihn während 
des Ersten Weltkrieges nach Berlin. Hier war Stolt bis 
1917 Mitglied der SPD und schloss sich dann der USPD 
an. 1918 wurde er durch die Berliner Arbeiter- und 

9
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Soldatenräte in den Vollzugsrat gewählt. Ein paar Jahre 
später folgte sein Wechsel zur KPD und kurz darauf 
auch die Wahl zum Stadtrat in Berlin. Diese Stelle wurde 
jedoch kurz darauf durch die Preußische Abbauver-
ordnung gestrichen. Als Politiker wurde er noch im 
gleichen Jahr in den Preußischen Landtag gewählt. Bis 
1933 war er in der kommunalpolitischen Abteilung des 
Zentralkomitees der KPD tätig. Am 19. Januar 1934 
wurde Gerg Stolt verhaftet und nach Charlottenburg 
in das von der SA in „Maikowski-Haus“ umbenannte 
„Volkshaus“ in der Rosinenstraße (heute Loschmidt-
straße) gebracht. Dort wurde er so schwer gefoltert, 
dass er zwei Tage später seinen Verletzungen erlag.

Mit dem Blick auf den Volkspark Friedrichshain 

schließt der Rundgang. Rechts die Straße hinunter 

ist sowohl eine Bushaltestelle als auch die Tram- 

strecke an der Greifswalder Allee in wenigen Minuten 

erreichbar.

Die 52 Hektar Land des Volksparks haben eine 
große Bedeutung für die Menschen im Viertel. Ge-
plant wurde der Park von Gustav Meyer, fertig angelegt 
1848. Während des Zweiten Weltkrieges wurden hier 
zwei Hochbunker errichtet. Für dessen bessere Sicht 
wurden die Häuser der Werneuchener Wiese, wie zu 
Beginn berichtet, geschleift. Beide Bunker wurden nach 
Kriegsende gesprengt und die Anhöhen mit Trümmern 
aus der Gegend aufgefüllt und bepflanzt. Samt der an-
gelegten Wege bekam der Park sein heutiges Aussehen.

Christin Biege 

Christin Biege studiert an der FernUniversität Hagen Kultur- 

wissenschaften. Sie absolvierte im Spätsommer 2020 ein Prakti-

kum beim Aktiven Museum, im Rahmen dessen der vorliegende 

Rundgang entstand.

Historische Ansicht Bötzowstraße / Lippehner Straße (heute Käthe-Niederkirchner-Straße), um 1910
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VOM „ANTIFASCHISTISCHEN  
TRADITIONSKABINETT“ ZUR  
GEDENKSTÄTTE 

Die „Köpenicker Blutwoche“ von 1933 in der 
DDR-Erinnerungskultur nach 1945

Im Sommer 1933, wenige Monate nach dem 
Machtantritt der Nationalsozialisten, hatten Köpeni-
cker SA-Männer Hunderte kommunistische, sozial- 
demokratische und/oder jüdische Menschen und 
andere politische Gegner in Sturmlokalen und dem 
ehemaligen Amtsgerichtsgefängnis festgehalten und 
misshandelt. Mindestens 23 Menschen wurden zu 
Tode gequält, erschossen oder starben an den Folgen 
der Folter. Dieser „frühe Terror“, der vom 21. bis 26. 
Juni 1933 andauerte, ging als „Köpenicker Blutwoche“ 
in die Geschichte ein. Anhand der Entwicklung des 
nach 1945 einsetzenden Gedenkens an die Opfer der 
„Köpenicker Blutwoche“ – die Benennung von Straßen 
und das Anbringen von Gedenktafeln, die Frage eines 
zentralen Mahnmals und schließlich die Etablierung 
eines lokalen Gedenkortes – können wir die Wand-
lungen der DDR-Erinnerungskultur nachvollziehen.

Zunächst sollen verschiedene Antifaschismus- 
Begriffe benannt sein, die die Breite der heutigen Re-
zeption ermessen lassen. Der Gründungsmythos der 
DDR basierte auf dem Diktum eines schlussendlich 
erfolgreichen antifaschistischen Wiederstandes unter 
kommunistischer Führung. Mit dem als „Faschismus“ 
begriffenen Nationalsozialismus hatte man endgültig 
und unwiderruflich gebrochen und baute ein sozialis-
tisches, vor allem aber wehrhaftes, eben ein „besseres 
Deutschland“ auf. Das „antifaschistische Narrativ“ 
(Anson Rabinbach) hat das kollektive Gedächtnis in 
der DDR dirigiert und zensiert, war jedoch durchaus 
widersprüchlich und keineswegs so starr, wie es re-
trospektiv erscheint. Der DDR-Antifaschismus wird 
heute allgemein als ein verordneter begriffen, in dem 
Staat und Partei den DDR-Bürgerinnen und -Bürgern 
eine ungewollte Ritualisierung oktroyierten, um sie 

ideologisch zu mobilisieren. Als instrumentalisierter 
Antifaschismus wurde das Gedenken mit der SED-Kam-
pagnenpolitik im deutsch-deutschen Sonderkonflikt 
verknüpft, die sich in den 1950er- und 1960er-Jahren 
insbesondere gegen NS-belastete Personen im Bon-
ner Staatsdienst richtete. Auf der anderen Seite war 
der Antifaschismus in der DDR durchaus integrativ, 
indem er einen Gesellschaftsvertrag schuf, der auch 
die großen Teile der DDR-Bevölkerung ansprach, die 
sich seinerzeit mit dem NS-Regime arrangiert hatten. 
Im Sinne eines heroischen Antifaschismus bedurfte es 
Identität stiftender Märtyrer-Figuren – allen voran der 
von den Nazis ermordete Ernst Thälmann. All diese 
Perspektiven für sich genommen sind zu eindimen-
sional, weil sie die Diversität und die Dynamiken des 
Widerstands-Diskurses nur ungenügend abbilden. Hier 
soll zunächst ein Versuch unternommen werden, den 
Diskurs um den „antifaschistischen Widerstand“ in ver-
schiedene Phasen zu unterteilen, um so auch in unserem 
spezifischen Kontext auf Kontinuitäten, Verschiebungen 
und Brüche aufmerksam machen zu können:

Die erste Phase markiert den Zeitraum von 1945 
bis 1951. Nach Kriegsende bemühten sich verschiedene 
Opfergruppen um eine breite Würdigung der Leiden 
von Millionen Menschen in den Konzentrations- und 
Vernichtungslagern, den nationalsozialistischen Zwangs-
arbeits- und Strafgefangenenlagern, den Zuchthäusern 
und Gefängnissen. In allen alliierten Besatzungszonen 
wurden Interessenvertretungen der Überlebenden 
von rassistischer wie politischer Verfolgung ins Leben 
gerufen, so in Berlin im Juni 1945 der „Hauptausschuß 
für die Opfer des Faschismus“ (OdF). Der Gedenktag für 
die Opfer des Faschismus fand erstmals 1945 statt und 
sollte in der DDR zum festen Bestandteil des Gedenk-
kalenders werden. Im Februar 1947 gründete sich die 
„Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes“ (VVN) 
nach dem Prinzip der „Überparteilichkeit“, die allerdings 
schnell zugunsten einer Dominanz der SED aufgegeben 
wurde. Dominant war zunehmend das Narrativ von 
dem heldenhaften kommunistischen Widerstand, der 
allerdings durch den brutalen NS-Terror zerschlagen 
worden und schließlich vom Volk isoliert gewesen sei. 
Im Februar 1953 wurde die VVN aufgelöst und durch 
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das systemkonforme „Komitee der Antifaschistischen 
Widerstandskämpfer der DDR“ (KdAW) ersetzt.

Die zweite Phase wurde anderthalb Jahre zuvor mit 
dem im Oktober 1951 verabschiedeten ZK-Beschluss 
über „Die wichtigsten ideologischen Aufgaben der 
Partei“ eingeläutet. Früh wurde die Erinnerung an die 
NS-Opfer und den antifaschistischen Widerstand kano-
nisiert und Antifaschismus als Staatsdoktrin etabliert. So 
nahm der Antifaschismus seinen „zugewiesenen Platz 
auf der Ehrentribüne ein und spielte die Rolle eines Sta-
tisten im Ablauf der ewig gleichen politischen Rituale.“1 

Damit diente die DDR-Erinnerungskultur keineswegs nur 
dem Gedenken an den antifaschistischen Widerstand, 
sondern war zugleich eine in die Zukunft gerichtete 
Manifestation der eigenen moralischen Überlegenheit.

In der dritten Phase ab 1971 – Erich Honecker 
wurde zum Ersten Sekretär des Zentralkomitees der 
SED ernannt – sollten „humanistische“ Anteile in der 
deutschen Geschichte in den historischen Kanon der 
DDR integriert und als immanente „Traditions“-Bestän-
de aufgenommen werden. Im Rahmen der „Erbe und 
Tradition“-Debatte um ein „progressiv“ zu deutendes 
kulturellen „Erbe“ in der deutschen Geschichte erwei-
terte sich die Perspektive auf Widerstandsgruppen 
jenseits des kommunistischen Arbeiterwiderstands. 
Inwiefern diese Wandlung lediglich eine „Alibi-Funk-
tion“2 hatte, ist seit vielen Jahren Gegenstand der 
wissenschaftlichen Debatte. Opfergruppen wie Juden, 
Roma und Sinti, Homosexuelle, als „Asoziale“ Verfolgte, 
Opfer der „Euthanasie“ oder Wehrmachtdeserteure 
blieben bis zum Ende der DDR absolut marginalisiert.

Straßen und Tafeln – Das frühe Gedenken

Die gezeichnete Entwicklung kann exemplarisch am 
Gedenken an die Opfer der „Köpenicker Blutwoche“ 
dargestellt werden: Der Jahrestag des Beginns der 
Verfolgungsmaßnahmen wurde erstmals am 24. Juni 
1945 begangen. In den Anfangsjahren, der ersten Phase, 
organisierte die Köpenicker VVN die Gedenkkundge-
bungen am OdF-Ehrenhain auf dem Zentralfriedhof 
Friedrichsfelde.3 Die ersten Straßen wurden Ende der 

1940er-Jahre nach Ermordeten benannt. Im Bezirk 
Köpenick trugen 26 Straßen die Namen antifaschis-
tischer Widerstandskämpferinnen und -kämpfer – 
acht davon von Opfern der „Köpenicker Blutwoche“.4 
Erläuternde Tafeln an den Straßenschildern wiesen auf 
das Schicksal der Namensgeber hin. Auch Gedenktafeln 
und -steine wurden an den Wohnorten der Opfer sowie 
an denjenigen Gebäuden angebracht, die Sturmlokale 
der SA beheimate hatten. Nachdem die ersten Tafeln 
bereits 1946 an Hauswände angebracht worden waren,  
ebbten diese Aktivitäten merklich ab. Erst in den 
1980er-Jahren entstanden neue Gedenktafeln.

Ein Denkmal für die Opfer der „Köpenicker  
Blutwoche“

1946 wurde auch das erste Mahnmal für die Opfer 
der „Köpenicker Blutwoche“ errichtet: Auf dem Platz 
des 23. April, der an die Befreiung Köpenicks durch die 
Rote Armee erinnert, wurde eine einfache Stele aus 
Klinkerstein mit einer krönenden Flammenschale auf-
gestellt. Hier fanden regelmäßig Gedenkkundgebungen 
statt. Zunächst wurden die Kranzniederlegungen von 
der VVN organisiert, nach deren Auflösung und bis zur 
deutschen Einheit zwischen KdAW, Nationaler Front 
und SED-Kreisleitung abgestimmt.5

Im Laufe der 1960er-Jahre war die Stele baufällig 
geworden. Auch das Gedenken in der DDR trat in 
eine zweite Phase ein, die eine Zentralisierung und 

Straßenschild und erläuternde Namenstafel in der Spitzerstraße, 
undat. [vermutlich um 1950]
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Kanonisierung vorsah. So wurde 1966 durch den Rat 
des Stadtbezirks Köpenick ein Künstlerwettbewerb 
ausgelobt, in dessen Folge ein Entwurf des Bildhauers 
Walter Sutkowski den Zuschlag erhielt. Am 23. April 
1969 wurde die auf einer durch Stufen erreichbaren 
Betonplatte errichtete, sechs Meter hohe Hauptste-
le eingeweiht. Es handelt sich um einen reliefartigen 
Arm mit geballter Faust, auf dessen Vorderseite zwei 
entkleidete Figuren abgebildet sind, die an die Opfer 
des SA-Terrors erinnern sollen: Eine der dargestellten 
Figuren ist zusammengesunken, die andere liegend 
mit erhobener Faust. Das rückwärtige Relief beinhaltet 
die Karl Liebknecht zugeschriebene Inschrift „Und ob 
wir dann noch leben werden, wenn es erreicht wird 
– leben wird unser Programm. Es wird die Welt der 
erlösten Menschheit beherrschen. Trotz alledem! Karl 
Liebknecht“. Im Dezember 1970 wurde die dahinter 
liegende, rahmende Reliefmauer eingeweiht, die den 
sozialistischen Alltag abbildet.6 Inschrift und Reliefs 
folgen dem Selbstverständnis der historischen Vollen-
dung des antifaschistischen Widerstandskampfes in der 
durch die DDR errichteten sozialistischen Gesellschaft. 
Lediglich eine Grundplatte erwähnt direkt die Opfer 
der „Köpenicker Blutwoche“.

Nach der Vereinigung geriet das inzwischen meist 
schlicht „Faust“ genannte Mahnmal in die Kritik, sei 
es doch Zeugnis der Vereinnahmung der Opfer der 
„Köpenicker Blutwoche“ durch das SED-Regime und 
somit ein kommunistisches Symbol. Das „Antifaschistische Traditionskabinett“

Bereits in den Anfangsjahren wurden in Betrieben, 
Schulen und Rathäusern Orte eingerichtet, die über den 
antifaschistischen Widerstand berichten sollten. Meist 
bestanden sie aus kaum mehr als einem Raum mit ein 
paar Wandzeitungen und Insignien sowie Symbolen 
der Arbeiterbewegung – so auch im Rathaus Köpenick. 
Die Bedeutung dieser Orte wurde aber erst in der 
dritten Phase seit den 1970er-Jahren eminent: Es ging 
keineswegs um eine mehrdimensionale Darstellung von 
geschichtlichen Prozessen, sondern um Identitätskon-
struktion. Gleichzeitig waren die „Antifaschistischen 
Traditionskabinette“ Ausdruck eines Wandels der 
DDR-Erinnerungskultur, die neben einer Lokalisierung 

 Erstes Mahnmal für die Opfer der „Köpenicker Blutwoche“, 
undat. [vermutlich 1948]

Das Ehepaar Sutkowksi im Grünauer Atelier vor einem Modell 
der „Faust“, 1968

Offizielle Gedenkfeier an dem Mahnmal, 1975
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gab zentrale Vorgaben, und die inhaltliche Gestaltung 
der Traditionskabinette unterlag der Zustimmung durch 
SED-Kreisleitung und KdAW-Kreiskomitee. Auch im 
Kreiskomitee Köpenick wurde auf die Funktion von 
Traditionskabinetten für die „klassenmäßige Erzie-
hung“ zurückgegriffen: Zeitweise existierte eine von 
der SED-Kreisleitung initiierte Gedenkstätte auf dem 
Heuboden des ehemaligen Sturmlokals „Demuth“, 
die 1973 anlässlich der 40. Jährung der Ereignisse vom 
Juni 1933 eröffnet wurde.10 Schließlich beschlossen das 
Köpenicker Kreiskomitee und die bei der SED-Kreis-
leitung angesiedelte „Kommission zur Erforschung 
der Geschichte der örtlichen Arbeiterbewegung“ die 
Errichtung eines Traditionskabinetts im ehemaligen 
Amtsgerichtsgefängnis, das am 8. Mai 1980 eröffnet wer-
den konnte.11 Der erste Sekretär der SED-Kreisleitung, 
Otto Seidel, „würdigte in einer Ansprache Leben und 
Kampf der Antifaschisten, die dem blutigen Terror der 
SA-Schergen […] zum Opfer gefallen waren“, wie es in 
der Tageszeitung „Neues Deutschland“ hieß.12 Dabei war 

auch eine zaghafte Diversifizierung erfuhr. Eine Ursache 
dieser „späten Hinwendung zur Geschichte vor Ort“ 
war nach Thomas Flierl in den Bemühungen der 1975 
neu geschaffenen KdAW-Kreis- und Bezirkskomitees 
begründet, „den erstarrten Ritualen des offiziellen 
Antifaschismus eine lebendigere Vermittlung histo-
rischer Zusammenhänge entgegenzusetzen“7 und sich 
verstärkt der Erinnerung an die regionale und lokale 
Geschichte des Widerstandes zu widmen. Ziel war 
insbesondere die transgenerationelle Übertragung des 
antifaschistischen „Erbes“. Neue Gedenktafeln wurden 
angebracht und bis 1984 zählte man in Ostberlin 15 
Traditionskabinette.8

Mag manche Initiative ‚von unten‘ gekommen 
sein, die Traditionskabinette blieben „in der Praxis 
Orte ideologischer Vergesellschaftung ‚von oben‘“. 
So glich das Traditionskabinett einem „ideologischen 
Staatsapparat“, in dem gleichzeitig Zustimmung und 
freiwillige Unterordnung produziert werden sollten.9 Es 

Gedenkraum für die Opfer der „Köpenicker Blutwoche“ im Rathaus Köpenick, 1948
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Bald jedoch reichte die vorhandene Ausstellung 
nicht aus: Bereits 1981 wurde der „Ausbau der Gedenk-
stätte ‚Köpenicker Blutwoche‘ Puchanstr.“ beschlossen.14 

1985 erarbeitete eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Mitgliedern des Kreiskomitees, der Traditionskom-
mission sowie der Kommission zur Erforschung der 
örtlichen Arbeiterbewegung der SED-Kreisleitung 
und dem Heimatgeschichtlichen Kabinett ein Konzept 
für den dauerhaften Erhalt des Traditionskabinetts. 
So sollte die Gedenkstätte nunmehr „die Darstellung 
eines Gesamtbildes über den Köpenicker Widerstand“ 
beinhalten und nicht mehr ausschließlich den Opfern 
der „Köpenicker Blutwoche“ gewidmet sein. So sei die 
Geschichte der Arbeiterbewegung des Bezirks seit der 
Novemberrevolution 1918 über die Niederschlagung 
des Kapp-Putsches, die „Köpenicker Blutwoche“ und 
den Widerstand gegen den Nationalsozialismus bis 
hin zum Wiederaufbau nach 1945 darzustellen. Diese 
Geschichte war in ‚das große Ganze‘ einzubetten, wie 
aus einem Dossier hervorgeht: „Eine ständige Aus-
stellung […] hat den Vorzug, im Laufe der Jahre einer 
unbegrenzten Besucherzahl den opferreichen Kampf der 
revolutionären Arbeiter und Bauern gegen Faschismus 
und Krieg, für den proletarischen Internationalismus 
und Patriotismus vor dem geschichtlichen Hintergrund 
konkret am Beispiel des Köpenicker Klassenkampfes 
und Widerstands überzeugend nahe zu bringen.“15 Sie 
sollte anlässlich der 750-Jahr-Feierlichkeiten Ostberlins 
unter dem Namen „Der antifaschistische Widerstand 
in Berlin-Köpenick 1933 bis 1945“ eröffnet werden.

Veränderungen in den 1980er-Jahren

Bemerkenswert an dieser zweiten Ausstellung war 
neben der thematischen Auffächerung der Umstand, 
dass sich hier Verschiebungen in der Wahrnehmung 
von Opfergruppen nachzeichnen lassen. Es dauerte 
lange, bis auch anderer als den Widerstandskämpfe-
rinnen und -kämpfern der „revolutionären Arbeiter-
bewegung“ gedacht wurde. Dass das Gros der Opfer 
der Ereignisse vom Juni 1933 aus den Reihen der SPD 
stammte, barg lange Zeit einige Schwierigkeiten. Erst 
im Laufe der Zeit verschob sich die Perspektive hin 
zu den sozialdemokratischen Opfern, wie dem er-

die Errichtung des Traditionskabinettes keineswegs un-
umstritten. Das Mitglied des Kreiskomitees Erwin Schulz 
berichtete retrospektiv, dass angesichts des Bestehens 
der Nationalen Mahn- und Gedenkstätten der Nutzen 
einer lokalen Einrichtung in Zweifel gezogen wurde.13

KdAW-Mitglied Erwin Schulz mit Teilnehmenden einer  
Führung auf dem Hof des ehemaligen Amtsgerichtsgefängnisses,  
undatiert [1980er-Jahre]

Der Zellengang mit Elementen der neuen Ausstellung, 1987
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in der DDR nie verschwunden. Nun war das Phänomen 
der Neonazi-Skinheads nicht zu übersehen.

Infolge der Vereinigung beider deutscher Staaten 
wurden unzählige Mahnmale geschliffen, Gedenktafeln 
entfernt, Straßen umbenannt, Traditionskabinette über 
Nacht geschlossen. Die heutige „Gedenkstätte Köpeni-
cker Blutwoche“ ist der wohl einzige Erinnerungsort in 
einem vormaligen Traditionskabinett im ehemaligen 
Ostteil der Stadt, welches die Nachwendezeit auf-
grund der Authentizität des Ortes überstanden hat. Die 
Dauerausstellung des unter Trägerschaft des Bezirkes 
stehenden Erinnerungsortes stellt die Öffentlichkeit der 
politischen Gewalt des Jahres 1933 in den Vordergrund. 
Doch auch mit der Geschichte des Gedenkens befasst 
sich ein Ausstellungsmodul.

Am Beispiel der Erinnerungskultur der „Köpenicker 
Blutwoche“ können die Wandlungen des Antifaschis-
mus-Verständnisses in der DDR nachgezeichnet werden. 
Hier zeigte sich die Instrumentalisierung der Opfer 
für den heroischen Antifaschismus ebenso wie ein 
verschiedene Opfergruppen exkludierender, selektiver 
Antifaschismus, aber auch die integrative Kraft, die der 
Antifaschismus zumindest teilweise entfalten konnte. 
Dabei soll das Engagement von Überlebenden, von 
ehemaligen Widerstandskämpferinnen und -kämpfern 
und Verfolgten des NS-Regimes nicht vergessen wer-
den. Oft genug übersehen wir bei der Betrachtung der 
ideologischen Nutzbarmachung des „Antifaschismus“ 
das persönliche, nicht selten eigen-sinnige Handeln 
Weniger für ein würdiges Gedenken.

Yves Müller

Yves Müller, Historiker, ist Doktorand an der Universität Ham-

burg und Promotionsstipendiat der Rosa Luxemburg Stiftung. 

Er ist Mitglied des Kuratoriums der Gedenkstätte Köpenicker 

Blutwoche.

Der Text basiert auf einem Vortrag, den der Autor am 23. Juli 

2020 im Rathaus Tiergarten im Rahmen einer Kooperations- 

veranstaltung des MitteMuseums mit dem Aktiven Museum 

gehalten hat. 

mordeten ehemaligen Ministerpräsidenten von Me-
cklenburg-Schwerin Johannes Stelling. Das größere 
Leiden sowie die Führungsrolle der Kommunisten in 
der Arbeiterbewegung wurden dabei freilich zu keinem 
Zeitpunkt infrage gestellt.

Dass auch Jüdinnen und Juden während der 
„Köpenicker Blutwoche“ verfolgt wurden und mit 
Georg Eppenstein reichsweit eines der ersten jüdischen 
Todesopfer nach der nationalsozialistischen Macht-
übernahme zu beklagen war, sollte in der Konzepti-
on der Ausstellungsmacher nun auch berücksichtigt 
werden. Im „Neuen Deutschland“ wurde Eppenstein 
noch 1980 lediglich als „parteilos“ aufgeführt. Dass 
der konfessionslose Unternehmer einer jüdischen Fa-
milie entstammte, fand keine Erwähnung. Erst Ende 
der 1980er-Jahre erinnerte eine vom Köpenicker 
KdAW-Kreiskomitee gemeinsam mit dem Gemein-
dekirchenrat der Evangelischen Christophoruskirche 
Berlin-Friedrichshagen erarbeitete Ausstellung an das 
„Lebensschicksal jüdischer Menschen“ in Köpenick.16 

Überall in der DDR wurden Gedenktafeln angebracht, 
jüdische Grabstätten restauriert, Archivmaterial wurde 
geöffnet und „Heimatforschung“ zur jüdischen Ge-
schichte vor Ort getrieben.

Selten zuvor hatte der Antifaschismus-Diskurs 
eine solche Dynamik erlangt. Im September 1988 
erschien in der FDJ-Tageszeitung „Junge Welt“ ein 
Interview mit dem Schriftsteller Stephan Hermlin, 
der die Shoah überlebt hatte. Darin bekannte dieser, 
dass es das „Schicksal der Antifaschisten“ sei, „Sisy-
phus zu sein“, also wie der König aus der griechischen 
Mythologie, der dazu verdammt ist, einen Stein den 
Berg heraufzurollen, der oben angekommen wieder 
ins Tal herunterrollt, auch in der Aufarbeitung der 
nationalsozialistischen Vergangenheit immer wie-
der „von vorn beginnen“ zu müssen.17 Es ging um 
nichts weniger als die Frage, ob der historisierende 
Antifaschismus-Begriff die damals aktuellen Probleme 
würde lösen können. Schließlich ließ sich nicht mehr 
wegdiskutieren, dass „Antifaschismus“ als Kitt der 
sozialistischen Gesellschaft seine Wirkung inzwischen 
verfehlte. Rassismus und Antisemitismus waren auch 
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„… UNTER SCHLAGWORT AKTIVES 
MUSEUM SACHKARTE ERGÄNZEN.“ 

Eine Recherche in der Stasi-Unterlagen-Behörde

Schon seit einiger Zeit hatte es mich neugierig 
gemacht, ob es überhaupt etwas, und wenn ja, was 
genau es in den Archivbeständen der Stasi-Behörde 
an Informationen und Unterlagen über das „Aktive 
Museum“ gäbe. Mein daraufhin eingereichter Antrag 
auf Akteneinsicht wurde angenommen, aber der tele-
fonische Vorab-Hinweis des zuständigen Mitarbeiters 
des Hauses, er zweifele daran, ob es sich für mich so, wie 
die Dinge lägen, überhaupt lohnen würde, vorbeizu-
kommen, dämpfte die Erwartungen. Meine Neugier ließ 
sich davon jedoch nicht abschrecken. Schließlich gehört 
es zum Erfahrungsschatz jedes Archivbenutzenden, 
gleichwohl vielleicht unerwartet etwas zu finden. Zwei 

Aktendeckel lagen auf meinem Archivtisch zur Einsicht 
bereit. Beide nicht sehr dick – da hatte der freundliche 
Mitarbeiter schon recht gehabt. 

Die erste Akte mit der Bezeichnung MfS HA IX/11, 
AV 22/88 enthält Hintergrund-Material zur Eröffnung 
der ersten Ausstellung der Stiftung Topographie des 
Terrors in Ost-Berlin. An Blatt 000004 ist ein hand-
schriftlicher Zettel vom 21. März 1989 angeheftet 
mit der Aufforderung, „Material zur Topographie des 
Terrors bitte [Text unleserlich] erfassen und dort so 
ablegen, dass es wieder greifbar ist.“

Zu diesem Material gehörte die gedruckte Broschüre 
der West-Berliner Akademie der Künste „Diskussion zum 
Umgang mit dem Gestapo-Gelände“ sowie die erste 
Broschüre des Vereins Aktives Museum „Zum Umgang 
mit einem Erbe“ vom November 1985. Ein kleiner No-
tizzettel daran informiert: „Die zugeführten Broschüren 
(siehe Umschlag) ‚Zum Umgang mit einem Erbe‘ und 
‚Adk-Dokumentation zum ehemaligen Gestapo-Gebäu-
de in der Prinz-Albrecht-Str. 8‘ hat uns Prof. Dr. Heinrich 
Scheel zum Verbleib zur Verfügung gestellt.“ (Vermerk 
vom 7. Mai 1987, HA IX/11, AV 22/88, Blatt 000116) Ich 
erinnere mich noch gut an Heinrich Scheel, den ich im 
Kontext von Recherchen zur Widerstandsgruppe „Roten 
Kapelle“ für meine Ausstellung „Spuren der Ästhetik 
des Widerstands“ 1985 im Foyer der West-Berliner 
Hochschule der Künste kennenlernte. Heinrich Scheel 
(1915-1996) hatte zu dieser Widerstandsgruppe gehört, 
war 1942 verhaftet worden und überlebte nach seiner 
Haftstrafe in einem Berliner Zuchthaus das Moorlager 
in Aschendorf. Er stellte mir für die Ausstellung Material 
zur Verfügung und hielt als Vizepräsident der Akademie 
der Wissenschaften der DDR eine Rede anlässlich der 
Eröffnung dieser Ausstellung in West-Berlin – damals auf 
beiden Seiten der Mauer ein Politikum ersten Ranges! 
Von 1993 bis zu seinem Tod 1996 war Heinrich Scheel 
Mitglied des Aktiven Museums.

Neben den genannten Broschüren enthält die 
Akte Fotokopien von Presseartikeln sowohl zum „Ak-
tiven Museum“ wie zur „Topographie des Terrors“. An 
Blatt 000118, der Fotokopie eines Artikels aus dem  
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westdeutschen „Stern“ vom 30. Oktober 1986 über das 
Gestapo-Gelände, ist ein kleiner Notizzettel angeheftet 
mit der handschriftlichen Aufforderung „Material zu 
Prinz-Albrecht-Str. sammeln / auch unter Schlagwort 
aktives Museum Sachkarte ergänzen.“ 

Zu den gesammelten Materialien gehört auch der 
Bericht über eine Rundfunksendung des RIAS vom 18. 
Dezember 1986, zu der es heißt: „Inhaltliche Auswer-
tung eines von der ZAIG gefertigten und von der HA 
IX/AKG am 23. Dezember 1986 Tgb. Nr. 6849/86 
übersandten Tonmitschnitts einer Westberliner Rund-
funksendung. Rainer Henk [gemeint ist Rainer Höynck] 
– im Gespräch mit Sabine Weißler von der NGBK“. 
Weiter heißt es dort: „Zur genannten Thematik ist 
bereits ein Katalog erschienen. Die Weißler ist Katalog-
redakteurin und zugleich Projektleiterin – vermutlich 
für die Gestaltung des Geländes […].“ 

Die angefügte Ausschnittsammlung enthält Pres-
seartikel zum Gestapo-Gelände aus der „Deutschen 
Volkszeitung“, der „BZ“, der „FAZ“, der „ZEIT“ und der 
„Berliner Morgenpost“. Auf den Blättern BStU 000165 
bis 000182 findet sich eine vollständige Fotokopie 
der Broschüre „Beiträge zur Konzeption“ des Aktiven 
Museums vom März 1984.

Die zweite Akte mit der Bezeichnung MfS-HA 
XXII, Nr. 17575 enthält Fotokopien von Einladungen 
des Aktiven Museums sowie von Blatt BStU 0101 bis 
0132 Kopien des vollständigen „Mitgliederrundbriefs 
Nr. 8“ vom Oktober 1989, in dem es mit zahlreichen 
Fotos um die symbolische „Grundsteinlegung“ des 
Aktiven Museums auf dem Gestapo-Gelände geht. 
Dieser Rundbrief enthält auch eine Chronologie der 
bis zu diesem Zeitpunkt erfolgten Veröffentlichungen, 
Veranstaltungen und Aktionen des Aktiven Museums 
zum und am Gestapo-Gelände bis zum Oktober 1989. 
Außerdem sind in dieser Akte Kopien von Artikeln 
verschiedener westdeutscher Zeitungen zum Thema 
Neonazismus in der Bundesrepublik und in der DDR 
abgeheftet. Alles in allem eine beruhigend kleine, eher 
amüsante Ausbeute. 

Christine Fischer-Defoy

Dr. Christine Fischer-Defoy war 1983 Gründungsmitglied und 

von 1992 bis 2017 Vereinsvorsitzende des Aktiven Museums.

Fotokopie eines „Stern“-Artikels vom 30. Oktober 1986
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MIGRATION AUSSTELLEN,  
EINWANDERUNG ERZÄHLEN.

Der fünfte „Salon“ des Aktiven Museums

Am 24. September 2020 fand – leider unter den 
Einschränkungen der Corona-Pandemie – der fünfte 
„Salon“ des Aktiven Museums statt. Dieses Mal wurde 
die Frage diskutiert, wie Museen aktuell mit Migrati-
onsgeschichte umgehen und wie Einwanderung in den 
Museen erzählt wird. Zu Gast waren Aurora Rodonò, 
freie Kulturarbeiterin und Diversity Managerin beim 
Rautenstrauch-Joest-Museum in Köln sowie Natalie 
Bayer, Leiterin des FHXB Friedrichshain-Kreuzberg 
Museums. Beide beschäftigen sich sowohl in ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit als auch in der Tätigkeit für 
Museen mit der Frage, ob und wie sich die migrantische 
Gesellschaft der Bundesrepublik in den Museen wider-
spiegelt und welcher Aufholbedarf hier noch besteht. 

Diese Frage war auch der Anlass für den Salon. 
Die Migrationsgeschichte ist zwar bereits seit einigen 
Jahren auch in deutschen Museen ein fester Teil der 
Museumsarbeit, aber bleibt oft ein Nischenthema.  
Migration und Einwanderung werden in vielen Ge-
schichtsmuseen lediglich in Sonderausstellungen behan-
delt oder sind nur eine Fußnote größerer Masternarra-
tive, wenn es zum Beispiel um die „Erfolgsgeschichte“ 
der Bundesrepublik nach 1945 geht. In vielen Fällen gilt 
auch heute noch der alte Befund: die bundesdeutsche 
Gesellschaft hat große Probleme, sich als eine Einwan-
derungs- und Migrationsgesellschaft zu begreifen und 
entsprechend ihre Geschichtserzählungen und -dar-
stellungen zu überarbeiten. Aber es gibt auch einen 
Wandel: Das Dokumentationszentrum und Museum 
über die Migration in Deutschland (DOMiD) in Köln 
hat sich 1990 als Verein zur Förderung einer integrativen 
Migrationsgeschichte gegründet und steht jetzt an 
der Schwelle, ein erstes zentrales Migrationsmuseum 
in Deutschland zu etablieren, welches Migration von 
innen heraus erzählen will: in Köln-Kalk soll bis 2025 
das „Haus der Einwanderungsgesellschaft“ als zentrales 

Migrationsmuseum der Bundesrepublik entstehen. 
Im kleineren Maßstab ist dies im FHXB Friedrichs-
hain-Kreuzberg Museum bereits gelebte Realität. Hier 
wird seit rund zwei Jahrzehnten Migration in Ausstel-
lungen, Veranstaltungen, der Sammlungsarbeit und 
der Institution verhandelt. Das Museum versteht sich 
als eine Einrichtung der Migrationsgesellschaft und 
die Migration als untrennbaren Bestandteil der Ge-
schichtsentwicklungen. Dies auch an anderen Kultur- 
institutionen durch Interventionsarbeit zu befördern 
ist Aufgabe eines neuen Berufsbildes: seit 2019 gibt 
es ein umfangreiches Förderprogramm für „Diversity 
Manager“ an Museen, Bibliotheken, Gedenkstätten, 
aber auch an großen Theatern. Sie sollen die Realität 
der Migrationsgesellschaft als Teil von Kulturarbeit 
befördern und etablieren. 

Ist damit die „Leerstelle Migration“ in den deut-
schen Kultureinrichtungen geschlossen? 

Ja und Nein, so die Antwort von Natalie Bayer. Zum 
einen scheine das Thema seit mehreren Jahren ausdis-
kutiert bzw. hätten die intensiven Diskussionen der 
2000er-Jahre in der Wissenschafts- und Museumswelt 
zum Thema Migration tatsächlich genügend Fläche und 
Druck für politisches Handeln geschaffen. Dies werde 
auch aus den genannten und weiteren Förderungen 
deutlich. Aber ein Grundproblem bleibe bestehen: Die 
Frage, wer erzählt und wer nicht, sei keineswegs aus-
diskutiert. Das „Wir“ einer migrantischen Gesellschaft 
sei weiterhin alles andere als selbstverständlich, und 
dies in der Kulturpolitik auch immer noch schmerz-
haft spürbar. Die großen Fördermaßnahmen seien 
selten nachhaltig und dienten, wie leider so oft, dem 
Abhaken eines Handlungsfeldes: Deutschland hat jetzt 
ein zentrales Migrationsmuseum und damit ist gut. 
Es komme aber darauf an, wie sich das „Wir“ in der 
Breite etablieren könne. Wenn man hingegen auf die 
Ausstattung kleiner Stadtmuseen für ihre Arbeit im 
Bereich der Migration schaue, sei die Bundesrepublik 
von der Abbildung gesellschaftlicher Realität nach wie 
vor weit entfernt. Aber, und das ist wichtig, es gäbe 
insgesamt eine positive Entwicklung, die in der Kultur-
politik angekommen und nicht mehr zu stoppen sei. 
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Dass diese Entwicklung sich in Zukunft auch stärker 
dem migrantischen „Wir“ widmen bzw. es unterstützen 
werde, so Aurora Rodonò, dafür stehe beispielhaft die 
bisherige Arbeit von DOMiD. Deswegen werden, so die 
Hoffnung beider Referentinnen, von dem in Köln ent-
stehenden zentralen Migrationsmuseum auch wichtige 
Impulse für andere Einrichtungen ausgehen. DOMiD 
habe mit seiner Kultur-, Forschungs- und auch Samm-
lungstätigkeit der vergangenen drei Jahrzehnte wichtige 
Grundlagen für einen Perspektivwechsel gelegt: Migra-
tion als integraler Teil einer gesamtgesellschaftlichen 
Perspektive und nicht nur als „Zusatzerscheinung“. 
Diesen Perspektivwechsel zukünftig von zentraler Stel-
le einfordern zu können, sei für den Fortgang einer 
nachhaltigen Etablierung des Themas Migration und 
migrantischer Gesellschaft auch in anderen Kultur- 
institutionen von nicht zu unterschätzender Bedeutung.

Dies betreffe auch die zweite Frage, welches Selbst-
verständnis Kultureinrichtungen entwickeln sollten, 
wenn sie sich ihrer Funktion in der Migrationsgesell-
schaft stellten. Was im Übrigen auch Ausgangspunkt 
für das noch relativ neue Diversity Management an 
Kulturinstitutionen sei. Aurora Rodonò konstatierte 
hier zunächst einen Spalt zwischen Erkenntnis und 
Umsetzung. Vieles sei erforscht und auch in Anwen-
dungsmöglichkeiten formuliert, aber in der Praxis bisher 
kaum angekommen. Denn die Frage nach migrantischer 
Arbeit im Museum sei immer auch die Frage nach 
antirassistischer Arbeit. Sich dieser Frage zu stellen 
und Antworten darauf zu finden, falle vielen Häusern 
schwer. Denn sie berühre oft ganz unmittelbar die 
eigene Institutionengeschichte und verdeckte Nar-
rative. So seien zum Beispiel viele ethnologische Mu-
seen selbstverständlich im Kontext von Kolonialismus 

Fünfter Salon des Aktiven Museums: „Migration ausstellen, Einwanderung erzählen.“
v.l.n.r.: Aurora Rodonò, Jens Schley, Natalie Bayer
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entstanden. Sich dies bewusst zu machen und darauf 
aufbauend bisherige Narrationen in den Museen zu 
ändern, das seien Prozesse, die gerade erst begännen. 
Was heißt es, wenn alle Beteiligten – die Angehörigen 
der ehemaligen Kolonialisten und die Angehörigen 
der ehemals Kolonisierten – in einer Ausstellung ge-
meinsam zu Wort kommen? Die Antworten auf diese 
Fragen seien noch kaum gefunden. Aurora Rodonò 
plädierte hier für eine Vielfalt der Suche: Es solle nicht 
nur um Formen der Vermittlung oder der Intervention 
in der Ausstellung gehen, auch die Frage, wer in die-
sen Häusern eine Leitungsfunktion bekleide, bleibe 
relevant. Auf welchen Positionen arbeiten Menschen 
mit Migrationshintergrund? Wenn man hier eine Be-
standsaufnahme machen würde, so Natalie Bayer, stelle 
sich eine zweite, ebenso wichtige Frage: Wie können 
Museen Antirassismus in ihren Häusern strukturell 
und personell umsetzen? Es gehe nicht nur darum, 
dass Kulturinstitutionen mit ihrem historischen Ras-
sismus umgehen und sich zu ihm bekennen, sondern 
auch darum, wie sie dem nach wie vor existierenden 
Alltagsrassismus in ihren Häusern begegneten. Wenn 
Menschen mit Migrationshintergrund dann doch nur 
an der Kasse oder im Facility Management zu finden 
seien, sei der Anspruch dieser Häuser unglaubhaft 
umgesetzt. Beide Referentinnen warfen hier die Frage 
auf, welche Strukturen und Räume geschaffen werden 
könnten, damit Zusammenarbeit, aber auch Kritik 
möglich, wirksam und sichtbar seien. Es gehe nicht 
nur darum, so Natalie Bayer, schöne, kritische Ausstel-
lungen zu machen, es gehe auch darum, die Häuser 
in ihrer Organisation und Arbeit in die Gegenwart 
einer migrantischen Gesellschaft zu holen. Hierfür 
die Rahmenbedingungen zu schaffen, bleibe vor allen 
Dingen Aufgabe der Politik, denn die meisten Museen 
in Deutschland seien staatliche Einrichtungen.

Welchen Nachholbedarf die Politik habe, war dann 
auch zentrales Thema der Diskussion mit dem Publi-
kum. Angesprochen wurden die leider immer noch 
vorherrschenden kurzfristigen Förderprogramme und/
oder prekären Beschäftigungsverhältnisse gerade in 
kleinen Häusern, die kaum nachhaltige Entwicklungen 
ermöglichten. Weiter ging es um Widerstände in den 

Häusern selbst, wenn es um Änderung von Sichtweisen 
gehe. Aurora Rodonò und Natalie Bayer verwiesen 
hier auf die Notwendigkeit und die Kraft von Netz-
werken, die es zu bilden gelte, um voranzukommen 
und längerfristige Strategien zu ermöglichen. Aber es 
bleibe bei dem zentralen Befund, dass sich viele der 
angesprochenen Erwartungen der Politik bzw. der 
fördernden öffentlichen Hand nur umsetzen ließen, 
wenn diese auch bereit seien, die Erwartungen mit 
entsprechenden Strukturen und Mitteln zu unterlegen. 

Aber, so Natalie Beyer und Aurora Rodonò abschlie-
ßend: man solle bei der weiteren Entwicklung nicht die 
Fehler der großen Museen wiederholen. Museen mit 
einem migrantischen Anspruch lebten davon, dass sie 
offene Räume für die Interaktion mit gesellschaftlichen 
Initiativen erhielten. Dies funktioniere nur, wenn man 
beweglich bleibe und nicht im Angesicht der eigenen 
Bedeutung erstarre.

Da der fünfte „Salon“ wegen der im September 
2020 notwendigen Beschränkungen nur mit sehr we-
nigen BesucherInnen durchgeführt werden konnte, 
wurde die Veranstaltung aufgezeichnet. Der gesamte 
Mitschnitt ist online unter https://www.aktives-mu-
seum.de/aktuelles/migration-ausstellen-einwande-
rung-erzaehlen/ abrufbar.

Jens Schley

Jens Schley ist Historiker an der Universität Erfurt im  

Forschungsverbund „Diktaturerfahrung und Transformation“ 

und Mitglied im Aktiven Museum.
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LIEFERBARE PUBLIKATIONEN DES AKTIVEN MUSEUMS 

 

Ausgeblendet. Der Umgang mit NS-Täterorten in Ost- und West-Berlin
Berlin 2020 
5,00 Euro 

Immer wieder? Extreme Rechte und Gegenwehr in Berlin seit 1945 
Berlin 2019  
5,00 Euro

Berliner Bibliotheken im Nationalsozialismus 
Berlin 2018  
5,00 Euro

Stolpersteine in Berlin. 12 Kiezspaziergänge
6. Auflage, Berlin 2018 
12,00 Euro

Stolpersteine in Berlin #2. 12 Kiezspaziergänge
4. Auflage, Berlin 2018 
12,00 Euro

Stolpersteine in Berlin. Pädagogisches Begleitmaterial
Berlin 2015 
8,00 Euro

Letzte Zuflucht Mexiko. Gilberto Bosques und das deutschsprachige Exil nach 1939
Berlin 2012 
20,00 Euro

Ohne zu zögern... Varian Fry: Berlin – Marseille – New York  
2., verbesserte Auflage, Berlin 2008
20,00 Euro 

Haymatloz. Exil in der Türkei 1933–1945  
Berlin 2000 
20,00 Euro, CD-ROM 5,00 Euro
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